
Aus dem Bereich der Vereinten Nationen 
Tätigkeiten der Weltorganisation 

Wirtschaft und Entwicklung 
Neues Kakao-Abkommen (72) 

Das zweite Kakao-Abkommen bietet inter­
essantes Anschauungsmater ia l für die Per­
spekt iven, die ein integriertes Rohstof fpro­
gramm eröffnen könnte. >Kakao< steht auf 
der vor läuf igen Liste von 18 Rohstoffen, d ie 
UNCTAD-Generalsekretär Corea in seinem 
Vorschlag eines umfassenden Programms 
aufgestel l t hat. Das neue Abkommen ist am 
20.10.1975 in Genf verabschiedet worden. 
An der vorangegangenen Konferenz (22.9. 
bis 20.10.1975), die unter der Schirmherr­
schaft der Vereinten Nationen stat tgefun­
den hatte, haben 50 Erzeuger- und Ver­
braucher länder sowie fünf Staaten als Be­
obachter te i lgenommen. 
Die neuen Preismarkierungen l iegen deut­
lich über den bisherigen, wenn auch der 
nunmehr vorgesehene Höchstpreis von 55 
US-Cents pro Pfund immer noch die ge­
genwär t ige Marktnot ierung unterschreitet. 
Unterste Grenze sollen 39 Cents sein. Als 
Intervent ionsinstrumente werden auch künf­
t ig Ausfuhrquoten und ein Ausgleichslager 
zur Ver fügung stehen. Die Standardjahres­
quote sol l angewendet werden, wenn sich 
der Preis innerhalb einer mitt leren Spanne 
von 45 bis 47 Cents bewegt. Sinkt dieser 
unter 45 Cents, hat die Ausfuhrquote um 
3 vH zu fal len und das Ausgleichslager d ie 
Differenz aufzunehmen. Liegt der Preis nur 
zwischen 42 und 39 Cents, bleibt das Aus­
gle ichslager bis zum Erreichen einer Maxi­
malkapazi tät von 250 000 Tonnen verpf l ich­
tet, d ie durch Quotensenkung bedingten 
Überschüsse aufzukaufen, wobei die Erzeu­
ger jewei ls den Marktpreis berechnen dür­
fen. Umgekehr t muß aus dem Lager bis 
zum vol ls tändigen Abbau des Vorrats ver­
kauft werden, wenn der Preis 55 Cents 
übersteigt. Nähert sich der Preis dieser 
Höchstmarke, hat das Lager aus seinem 
Bestand Ware im Umfang von bis zu 7 vH 
der Jahresausfuhrquote abzugeben. Bei 
Preisen über 47 und unter 53 Cents wi rd 
in den Markt nicht eingegri f fen. Das Aus­
gleichslager wi rd durch eine Abgabe von 
einem Cent pro ausgeführtem Pfund f inan­
ziert werden. 

Der Text der neuen Vereinbarung wird bis 
zum 31 . August 1976 zur Unterzeichnung 
auf l iegen. Das Abkommen sol l am I .Ok to ­
ber 1976 in Kraft t reten und eine Gel tungs­
dauer von drei Jahren haben. Der Interna­
t ionale Kakao-Rat wi rd eine Ver längerung 
um zwei wei tere Jahre beschließen dürfen. 
Al lerd ings hat er zuvor, und auch bereits 
vor Ablauf des ersten Jahres, die Festset­
zung der Preisgrenzen zu überprüfen. Da­
bei w i rd u. a. die Entwicklung der Welt­
wirtschaft sowie der internat ionalen Wäh­
rungsordnung zu berücksicht igen sein. NJP 

Wirtschaftsfragen auf der 30. Generalversammlung 
— Sonderfonds der Vereinten Nationen — Bericht 
des Handels- und Entwicklungsrates (73) 

I. Die Arbei t der Generalversammlung im 
Hauptausschuß für Wirtschaft und Finanzen 
(Zweiter Ausschuß) drehte sich in erster 
Linie einmal mehr um die Probleme der 

Entwicklungsländer. Die VI I . Sondergene­
ralversammlung hatte ernsthaft damit an ­
gefangen, die f inanzstarken Entwicklungs­
länder — also vor al lem die Erdölförder­
staaten — zu eigenen Entwicklungshi l fe le i ­
stungen aufzufordern. Für die Bezeichnung 
der Angesprochenen hatte sie die neutrale 
Formul ierung »countr ies in a posi t ion to 
do so« geprägt. Diese Umschreibung kehrt 
jetzt in neuen Resolut ionstexten des Aus­
schusses wieder. Sie erweckt den Unmut 
der Adressaten. Das OPEC-Land Libyen 
hat sich dagegen mehrfach ausdrückl ich 
verwahrt. 
Auf zwei Themen der Ausschußberatungen, 
während deren sich der Beobachter vom 
Rat für gegensei t ige Wirtschaftshi l fe auf­
fäl l ig oft zu Wort meldete, sei hier e inge­
gangen. 
//. Sonderfonds der Vereinten Nationen: 
Die Finanzierung des Fonds, der seine 
Operat ionen zugunsten der von der Krise 
am härtesten getrof fenen Länder (Most se­
riously af fected, MSA-Länder) am I . J a ­
nuar 1975 hatte aufnehmen sol len, berei­
tet wei ter Schwier igkei ten. O. A lgard, der 
Vors i tzende des Gouverneursrates, klagte 
vor dem Ausschuß über die abwartende 
Haltung der potent iel len Geldgeber; sie 
wol l ten jewei ls dem anderen den Vortr i t t 
lassen und seien hierdurch in einen wah­
ren Teufelskreis geraten. Einige Delegierte 
(Frankreich, Großbri tannien) zeigte sich er­
neut skeptisch gegenüber einer Vermeh­
rung der Finanzierungsinstrumente. Andere 
Länder wandten sich dagegen, daß das Se­
kretariat sie nicht in die Liste der — bisher 
42 MSA's aufgenommen habe. Die Ände­
rung einer anderen Liste — die der am we­
nigsten entwickel ten Staaten — hat der 
Zwei te Ausschuß unterdessen gebi l l ig t : zu 
den 25 Ländern, d ie von der Generalver­
sammlung am 18. November 1971 als solche 
anerkannt worden waren, kommen Bangla­
desch, Gambia, d ie Demokrat ische Repu­
bl ik Jemen und die Zentralafr ikanische Re­
publ ik hinzu. Die jetzt 29 Länder sind fo l ­
gende: 

Afrika: Äth iop ien, Botswana, Burundi , Da-
home, Gambia, Guinea, Lesotho, Malawi, 
Mali , Niger, Obervolta, Rwanda, Somal ia, 
Sudan, Tschad, Uganda, Tansania, Zentra l ­
afr ikanische Republik. Asien: Afghanistan, 
Bangladesch, Bhutan, Jemen, Laos, Male­
diven, Nepal, S ikk im, Südjemen. Amerika: 
Haiti. 
III. Die Aussprache über den Handels- und 
Entwicklungsrat stand bereits ganz im 
Zeichen der Vierten Welthandelskonferenz 
(UNCTAD IV), die vom 5. bis 28. Mai 1976 
in Nairobi statt f inden wi rd . Daß die Dauer 
der Konferenz vergleichsweise kurz, d ie 
Tagesordnung begrenzt und das Bera­
tungsverfahren gestrafft sein sol len, wurde 
al lgemein begrüßt. A l lerd ings wurde er­
neut deutl ich, daß einige fundamenta le 
Meinungsverschiedenhei ten den vorder­
gründigen Konsens der VII . Sondergeneral ­
versammlung überdauert haben. Der Ver­
treter der Volksrepubl ik China sprach un­
verblümt aus, wegen der »Sabotage« und 

der »Obstrukt ion« durch d ie Supermächte 
gebe die Abschlußresolut ion der VII . Son­
der tagung (Tex ts . VN 5/75 S. 157 ff.) die ur­
sprüngl ichen Forderungen der Entwick­
lungsländer nicht vol l wieder. Der chinesi­
sche Delegierte griff e in ige dieser Forde­
rungen auf und setzte sich mit al lem Nach­
druck für ein integriertes Rohstof fprogramm, 
die Anb indung des Exportpreisniveaus der 
Entwicklungsländer an die Preisentwick­
lung bei den Waren der Industr ie länder 
( Indexierung) sowie d ie Bi ldung von Er­
zeugerzusammenschlüssen (Kartel len) nach 
dem Vorbi ld der OPEC ein. Von Kartel len 
— die Neugründungsvorhaben müssen mit 
zahlreichen Schwier igkei ten kämpfen — 
wurde im übr igen kaum gesprochen; der 
Irak bl ieb dabei , sie anzupreisen. Des we i ­
teren fällt auf, daß auch der>link< zwischen 
Zutei lung von Sonderziehungsrechten und 
Entwicklungsf inanzierung in der Debatte 
keine Rolle spiel te. Desto intensiver wurde 
die Schuldenlast der Entwicklungsländer, 
der Plan eines integrierten Rohstoffpro-
grammes und die Indexierung erörtert. Die 
verschiedenen Ste l lungnahmen erwecken 
den Eindruck, daß für den Bereich des Roh­
stoffhandels ein Kompromiß wi rd erzielt 
werden können. Die Eigenart der verschie­
denen Erzeugnisse wi rd berücksicht igt wer­
den. Darauf bestanden auch — in aller­
d ings sehr vorsicht igen Worten — die Ver­
treter der sozial ist ischen Länder Osteuro­
pas. Die Indexierung bleibt zweifel los das 
Hauptproblem. Während Alger ien und an­
dere Entwicklungsländer im Ausschuß wie­
derum für d ie Indexbindung eintraten, äu ­
ßerten sich auch die sozial ist ischen Staa­
ten überaus zurückhal tend. Grundlagen für 
eine Einigung sind schwer zu erkennen. 

NJP 
Sozialfragen und Menschenrechte 
Verletzungen von Menschenrechten In Chi le (74) 
Chile hat einen Untersuchungsbericht (Zwi­
schenbericht) (UN-Doc. A/10285) über die 
Verletzung von Menschenrechten in seinem 
Land zurückgewiesen. Dieser Bericht, von 
einer besonders eingesetzten Untersu­
chungskommiss ion erarbeitet, stel l te zahl­
reiche Mißhandlungen und Folterungen von 
Personen in Chile fest. Chi le machte da­
gegen gel tend, daß sich dieser Bericht le­
digl ich auf Aussagen von Gegnern des Re­
gimes stütze, die zudem das Land seit län­
gerer Zeit verlassen hätten. Inzwischen 
habe sich die Lage in Chi le geändert. 
Demgegenüber wies der Vorsi tzende der 
Untersuchungskommission bei der Debatte 
über den Bericht im Dritten Hauptausschuß 
der jetzt tagenden 30. Generalversammlung 
darauf hin, daß sich der Bericht auf das 
Zeugnis von Personen stütze, d ie selbst 
gefoltert worden seien. Er forderte die Ge­
neralversammlung auf, an die Regierung 
von Chi le zu appel l ieren, diese sol le den 
Ausnahmezustand für Chile aufheben und 
die Geltung der Menschenrechte in Chile 
wiederherste l len. Vor al lem sol l ten d ie Mei­
nungsfreiheit in Schulen und Universitäten 
sowie das Recht auf Bi ldung von Gewerk­
schaften wieder gewährleistet werden, und 
es den Ausgewiesenen und ausgebürger­
ten Personen gestattet sein, nach Chi le zu­
rückzukehren. Der Antrag Chi les, die De­
batte bis zum Vorl iegen eines detai l l ierten 
Berichts der Regierung auszusetzen, wur­
de abgelehnt. Die Untersuchungskommis-
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